
Ex-Regierungschef Münch, Münch-Abrechnung (Ausriß): Sonderregelung für West-Importe
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Alles
ausgegeben
Vier Ex-Regierungsmitglieder von
Sachsen-Anhalt weigern sich, zuviel
gezahlte Gehälter herauszurücken.
Das Gericht muß entscheiden.

er Anwaltschilderte die Lageseines
Mandanten in düsterenFarben.DDessenEinnahmen, soteilteFrank

Nörenberg dem Magdeburger Geric
mit, hätten nur „knapp die Kosten für e
nen 4-Personen-Haushalt nebst Au-pa
Mädchen bei getrennterHaushaltsfüh
rung Magdeburg undHamburg“ ge-
deckt,sein Klienthabesogar, um seine
Lebensstandard zu sichern, „teilweise
auch seine Rücklagen einsetzen“ m
sen.

Das Lamentosteht in derSchrift, mit
der Sachsen-Anhalts früherer Innenmi-
nisterHartmutPerschau in dieser Woch
vor dem MagdeburgerVerwaltungsge
richt um 154 000Mark zuviel gezahlten
Salärs streitet.

Der Hamburger CDU-Politiker war im
November 1993 zusammen mit seine
beiden Parteifreunden, demMinister-
präsidentenWerner Münch, demSozial-
minister Werner Schreiber und dem
FDP-WirtschaftsministerHorst Rehber
ger über die „Raffke-Affäre“gestürzt.

Nach Berechnungen des Landesre
nungshofeshatte das Polit-Quartett, zu
Aufbauhilfe Ost aus dem Westen impo
tiert, in den runddreiJahrenseiner Amts-
zeit insgesamtetwa 900 000Mark zuviel
an Gehältern bezogen.
Sachsen-Anhalts F
nanzminister Wolfgang
Schaefer (SPD)fordert
von Ex-Regierungsche
Münch exakt 267591,32
Mark, von Schreiber
226 345,85 Mark, von
Rehberger 185629,02
Mark und vonPerschau
154 631,20 Mark plus
Zinsen zurück. Doch di
vier sind nicht bereit,
auch nur einenPfennig
herauszugeben, und h
ben deshalb das Ve
waltungsgericht ange
rufen.
-

-

Ohne das vomLand jetzt zurückge-
forderte Geld, so dieBegründung de
Perschau-Anwalts, hätte „der Kläger
sich überhauptnicht leisten können, den
Aufgabenbereich in Magdeburgwahr-
zunehmen“.

Zudem, soargumentieren die Betro
fenen, habeihnen der damaligeMini-
sterpräsidentGerd Gies (CDU) beisei-
nen „Anwerbungsgesprächen“ dasvolle
Westgehalt versprochen – was Gies
nicht konnte, da derLandtag dieMini-
stergehälter festlegt.Außerdem könn
ten sie das Geldschon deshalb nicht zu
rückzahlen, weil sie alles ausgegebe
hätten.

1991 hatte dassachsen-anhaltinisch
Kabinett auf Druck von Müncheine in
den neuen LändernbeispielloseSonder-
regelung für Westpolitiker verabschi
det. Während den aus dem Ostenstam-
menden Ministern zunächstknapp 50
Prozent derTarifbezügezustanden, die
schrittweise auf 80Prozent angehobe
wurden, sicherte einbesonderer Para
graph des Haushaltsgesetzes denWest-
lern ein Gehalt bis zurvollen Höhe der
Tarifbezüge. DerLandtagließ das Ge-
setzpassieren.

Einzige Bedingung: Die Westministe
mußten nachweisen, daß sie auf ihr
früheren Posten eine
„Bruttovergütung“ er-
halten hatten, die übe
dem jeweiligenOstmini-
ster-Gehaltlag.

Nachweisewurden zu-
nächst nicht verlangt.
Keiner der vier Politiker
ging offenbar davon aus
daß die notwendige
Belege jemals angefo
dert würden. Als de
Präsident des Lande
rechnungshofes, Horst
Schröder (CDU), im
März 1992 dieMinister-
gehälter überprüfen
r

wollte, fehlten jegliche Unterlagen.
Doch Schröder bliebstur undbeharrte
auf Belegen.

Die waren offenbar soeinfach nicht
beizubringen. Ministerpräsident Münc
etwa hätte, um sein Amtsgehalt von
rund 265 200 Mark für1994 zurechtfer-
tigen, nachweisen müssen, daß er
seinemEintritt in die Landesregierun
den gleichenBetrag verdienthatte.

Bevor er nach Magdeburgging, bezog
Münch als Abgeordneter desEuropäi-
schen Parlamentsnicht einmal die Hälf-
te – rund 116 000 Mark Diäten jährlich.
Münch addiertenicht nur Tagegelde
und steuerfreie, zweckgebundene A
wandsentschädigungen hinzu,sondern
auch 30 000Mark, die demParlamenta
rier pro Jahr für Informationsmateria
und Veranstaltungen zustanden.

Doch über diese Gelder konnte
Münch keineswegs frei verfügen. Nur
gegen Verwendungsnachweisebekam er
Kosten ersetzt. Andernfallsblieb das
Geld in derFraktionskasse derEuropäi-
schen Volkspartei.

Ähnlich wie Münchverfuhr Innenmi-
nister Perschau, derebenfalls aus dem
Europaparlamentnach Magdeburg ge
wechseltwar. Der Büroleiter desMini-
sters war damals eigens in die Bezü
69DER SPIEGEL 47/1995



..

D E U T S C H L A N D

n-

-
er
-

r-

er

uc

ls
t

z

e-

er

s-

-
ie

ts

-

t-

in

-
he

n

rt

r

h
nd
n

e-

er

m-

-

-

n
r

us

-

ein
s

-
-

d

-

h

A u s l än d e r

Schöne
Bescherung
Erstmals dürfen Auslandstürken das
Parlament in Ankara mitwählen.
Deutsche Behörden fürchten Krawall
am Heiligen Abend.

echtzeitig zumFest hat die türki-
scheRegierung der deutschenPoli-R zei eine besondereWeihnachts-

überraschung beschert. Am 24. Deze
ber sind 1 324 368 in derBundesrepublik
lebende Türkenaufgerufen, ihr Parla
ment daheim inAnkara mitzuwählen –
Botschafter Vural: Völlig umgehauen
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wenn möglich nicht diskret perBrief-
wahl, sondern anUrnen in 14 türkischen
Generalkonsulaten in Deutschland.

Die von Koalitionsquerelen gebeutel
türkischeRegierung hatEnde Oktober
Neuwahlenbeschlossen unddamit, so die
TageszeitungMilliyet , „den Deutschen
schweresKopfweh verursacht“.

Die Auslandstürken dürfen nach eine
Verfassungsänderung vom vergangene
Juli erstmalsihre Volksvertretungmit-
wählen. Der lautstarke Aufmarschrivali-
sierenderGruppen mit Transparenten
und Parolen vor den Konsulaten,
fürchten die deutschen Behörden, könn-
te am HeiligenAbend die auf dasFest des
Friedens eingestimmten Einheimisch
durcheinanderbringen.
Zahlreiche Konsulate logierenmitten
in reinen Wohnvierteln. „Lange Men
schenschlangen mitFahnen“, entsetzt
sich einBeamter des BonnerInnenmini-
steriums, „und das am HeiligenAbend –
unmöglich fürPolizei und Bürger.“ Al-
lein in Berlin, der Stadt mit den meiste
türkischen Einwohnern außerhalb de
Türkei,sindetwa 138 000 Landsleute a
Vorderasien gemeldet.

Noch debattieren auch die Türken
über die weihnachtlicheWahl. Das kon-
sularischePersonal fürchtet, den An
sturmnicht bewältigen zu können: „Die
enthusiastische Wahlbereitschaft“, so
Mitarbeiter des türkischen Botschafter
Volkan Vural, „hat uns völlig umgehau-
en.“ In der Türkeihabendeshalb 93 Par
lamentarierKlage vor dem Verfassungs
gericht inAnkara eingereicht. Die Vor-
bereitungszeit für dieWahl, so ihre Argu-
mentation, sei zu knapp bemessen.

Auch Bundesinnenminister Manfre
Kanther ließ vorsorglich beim Bonner
Vertreter der Türkei intervenie-
ren. Wegen „Sicherheitsbeden
ken“, so die Demarche,wolle die
Bundesregierung demUrnen-
gang nichtzustimmen.

Zudem fürchtet der Innenmini
ster Verstöße gegen deutsch
Recht. Etwa 100 000 Wähler be-
sitzeninoffiziell sowohl die türki-
sche alsauch die deutsche Staat
bürgerschaft und dürfen desha
laut Gesetz nichtmitwählen.

Ein Kompromißangebot au
Ankaraschlugen dieBonner aus
Die Türken boten an, die Sach
per Briefwahl zuerledigen. Dafür
allerdings würden sie „als zwi-
schenstaatliche Hilfe“ von de
Einwohnermeldeämtern die An
schriften aller in Deutschland
wohnenden türkischen Landsleu
te benötigen. Das, konterten
KanthersBeamte, sei aus Grün
den des Datenschutzes nicht mö
lich.

Ihren gravierendsten Einwan
gegen die Türkenwahl teilten d
Bonner den türkischenRegenten
lieber nicht mit: Rund ein Viertel der
knappzwei Millionen türkischen Staats
angehörigen in Deutschland ist kurdi
scherAbstammung.Sicherheitsexperte
befürchten, im Wahlkampf könnte der
innertürkische Nationalitätenkonflik
auf dem Boden derBundesrepublikwei-
ter eskalieren. DerAlptraum derPolizei:
Massendemos, Autobahnblockade
Selbstverbrennung vonFanatikern vor
laufenden Kameras.

Gerd Andres,SPD-Abgeordneter i
Bonn und Türkeiexperte: „Wenn a
Heiligen Abend die Buskolonnen de
Moscheevereine, mitdenen die Wähler
herangeschafftwerden, die Innenstädt
lahmlegen,dann haben wir dieBesche-
rung.“ Y
stelle des Finanzministeriums gega
gen, um die Angelegenheit zu regeln.

Auch Rehberger undSchreiber sam
melten dieseltsamsten Belege, um üb
das Limit zu kommen. Während FDP
Mann Rehbergerselbst 16Mark mo-
natlich für seine Mitgliedschaft im saa
ländischenRundfunkrataufführte, ging
CDU-Schreiber in dievollen. Der Ex-
Bundestagsabgeordnete rechnetesei-
nem früheren Einkommeneinfach die
Bezüge seines von der Bundestagsv
waltung entlohnten Mitarbeitershinzu
und erhöhte so seinen Gehaltsanspr
um 127 000 Mark.

Seinem „Amt und dem Status“ a
Minister sei das volle Westgehal
„angemessen“ gewesen, schriebsein
Anwalt Guido Holzhauser an dasMag-
deburger Gericht. DasHaushaltsgeset
sei so schwammigformuliert worden,
so der Jurist treuherzig,weil „man Be-
denken hatte, esnach außen sooffen
darzustellen, daß West-Minister w
sentlich höhere Bezüge habensollten
als Ost-Minister“.

Münch und Schreiber begründeten
dem Gericht gegenüberihren Wider-
standgegen dieHerausgabe der Geld
zudem mit der verblüffenden These,
die von ihnen formulierten Haushalt
gesetze aus denJahren1991 bis 1993
seien mit demGrundgesetznicht ver-
einbar.

Gegen Schreiber und Ex-Minister
präsident Münch ermittelt auch d
StaatsanwaltschaftMagdeburg. Sielei-
tete gegenbeide wegen des Verdach
auf Betrug und Beihilfe zur Untreue
ein Verfahren ein.

Dem Prozeß vor demVerwaltungsge
richt kommt über denRaffke-Fall hin-
aus grundsätzliche Bedeutung zu.Bis-
lang gelten steuerfreie Aufwandsen
schädigungen, Tagegeld undandere
Pauschalen nicht alsEinkommen von
Abgeordneten. Bundestagspräsident
Rita Süssmuth stellte wiederholtklar:
„Aufwandsentschädigungensind nicht
Teil desAbgeordneteneinkommens.“

Sollten dieMagdeburger Richter an
ders entscheiden, hätte das „erheblic
Folgen für dasAbgeordnetenrecht i
Bund und Ländern“, befürchtetRech-
nungshofpräsident Schröder. Zwar
müßten dann diePauschalen versteue
werden, dochzugleich „hätten diePar-
lamentarier künftig nochwesentlich hö-
herePensionsansprüche alsheute“.

Als einziger aus demMagdeburge
Raffke-Quartett hat der HanseatPer-
schau die Gehälter-Affäre politisc
überlebt. Während Rehberger u
Schreiber in die Wirtschaft wechselte
und Privatier Münch zuHause inLoh-
ne bei Oldenburgsein Buch „Aufbau-
jahre in Sachsen-Anhalt“ schreibt, r
giert CDU-Mann Perschauinzwischen
wieder mit – als Wirtschaftssenator d
GroßenKoalition in Bremen.
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